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LEHREN AUS DEM KRIEG. NEUE DIMENSIONEN IN DEN DEUTSCH-FRANZÖSISCHEN   
BEZIEHUNGEN NACH 19451 

Von Rainer Hudemann 

Mythen haben eine lange Lebensdauer. Vor allem, wenn sie ihren Ursprung in politi-
schen Urteilen einer Epoche haben, und wenn Zeitzeugenwertungen später als Quellen 
verwendet werden und kaum oder gar nicht geprüft als Belege für historische Interpreta-
tionen dienen. So ergeht es immer noch gelegentlich auch der Struktur der deutsch-
französischen Beziehungen seit dem Zweiten Weltkrieg, obgleich die Forschung seit 
über zwei Jahrzehnten weit vorangeschritten ist.2 

In der Erinnerung vereinfachen sich nachträglich viele Konstellationen. Schablonen 
treten an die Stelle von Erfahrungen, die in der Zeit selbst durchaus weit differenzierter 
sein konnten und auch so artikuliert wurden. Oder es werden persönliche partielle Er-
fahrungshorizonte, die als solche nicht falsch erinnert werden, so verallgemeinert, als 
könnte man als einzelner Zeitzeuge die ganze Komplexität einer aufgewühlten Rekon-
struktionsperiode erfassen. Was sich in der eigenen Erinnerung später als vorherrschen-
de Merkmale festsetzt, kann so vereinfacht sein, dass der Charakter einer Epoche, und 
damit ihr Stellenwert für langfristige Entwicklungen, zu verschwinden beginnt. Im Falle 
unseres Gegenstandes waren selbst manche Wissenschaftler, welche später die Ge-
schichte dieser Jahre zu schreiben begannen, gegen solche Reaktionen nicht immer völ-
lig gefeit. Zumal wenn über die relativ früh vorgelegten amerikanischen Akteneditio-
nen, die in ihrer Gesamtheit die Differenziertheit der französischen Politik durchaus klar 
wiedergeben, einzelne politische Urteile Washingtons als scheinbare historische Belege 
für die Pariser Politik vor Ort in die Forschung Eingang fanden. 

Noch schwieriger werden die Dinge, wenn herausragende Staatsmänner die eigenen 
Leistungen überschätzen oder in ihrer Wirkungsmacht von ihrer Umgebung – aus politi-
schen oder anderen verständlichen Gründen – überschätzt werden. Langfristige Prozes-
se, welche ihre bemerkenswerten Leistungen erst möglich machten, verschwinden dann 
aus dem Blick. Bisweilen werden damit sogar gerade diese Leistungen gleich mit unter-
schätzt. Das gilt etwa für Adenauer und de Gaulle im Freundschaftsvertrag von 1963, 
dessen frühe politische Grundlagen de Gaulle selbst schon Anfang Oktober 1945 bei 
seiner ersten Deutschlandreise nach Kriegsende in der französischen Besatzungszone 
sowohl mehrfach öffentlich als auch intern als Regierungsdirektiven für seine Besat-

—————— 
 
1  Essay zur Quelle Nr. 7.3, Direktiven der Provisorischen Regierung der Republik Frankreich für das 

Handeln in Deutschland, 20. Juli 1945. 
2  Zum Stand der wissenschaftlichen Debatte vgl. Hüser, Dietmar, Struktur- und Kulturgeschichte 

französischer Außenpolitik im Jahre 1945. Für eine methodenbewusste Geschichte der internationa-
len Beziehungen, in: Historische Mitteilungen 16 (2003), S. 155-170. 
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zungsbeamten zu formulieren begann3 – und nicht erst 1963. In der von Krieg, Besat-
zung und Kollaboration traumatisierten französischen Öffentlichkeit war in diesen Jah-
ren allerdings noch kaum Raum für solche zukunftsweisenden Deutschland-Konzepte. 
Dietmar Hüser spricht in der bislang differenziertesten Analyse der vielschichtigen 
Komponenten dieser Politik daher auch von einer „doppelten“, einer öffentlich prokla-
mierten und einer tatsächlich verfolgten Deutschlandpolitik.4 Zur Verwirrung in der 
Wissenschaft trugen die komplexen Strukturen der Nachkriegssituation lange Zeit wei-
ter bei. 

Jahrzehntelang nahm man an, es habe im Durcheinander der französischen Nach-
kriegspolitik überhaupt keine zentralen Anweisungen für diese Politik gegeben. Unter-
stützt wurde die Annahme durch Zeitzeugen, welche auf untergeordneten Positionen 
solche Geheimdirektiven – sie gingen an die Verwaltungsspitzen der Zone und die 
wichtigsten französischen Botschafter in der Welt – natürlich nicht selbst zu Gesicht 
bekamen und daraus auf deren Nichtexistenz oder zumindest Irrelevanz schlossen. Tat-
sächlich wurden in Paris allein von Juli 1945 bis März 1946 etwa 60 solcher Direktiven 
für alle Bereiche der Politik beschlossen; viele von ihnen wurden, in veränderter Form 
und als Befehle der Militärregierung, auch an die unteren Verwaltungsebenen weiterge-
geben. 

Differenzierte Ansätze in der Praxis der französischen Politik waren schon lange 
bekannt und beachtet worden. Ihre Relevanz blieb umstritten. Theodor Eschenburg, 
selbst als stellvertretender Innenminister in Württemberg-Hohenzollern nach dem Krieg 
ständig auf Kollisionskurs mit der Besatzungsmacht, hielt beispielsweise die überaus 
aktive und differenzierte Kulturpolitik auch als Wissenschaftler später nur für eine Ab-
lenkung von einer Politik der „Ausbeutungskolonie“. Vielen – darunter anfangs auch 
mir selbst – erschienen konstruktive besatzungspolitische Maßnahmen als Initiativen 
mittlerer und unterer Ebenen vor Ort im Gegensatz zur harten Pariser Politik. Dann ka-
men allmählich, in verstreuten Archivbeständen, die Direktiven zum Vorschein, und es 
zeigte sich, dass vieles, was in der Praxis vor Ort passierte, tatsächlich Rahmenrichtli-
nien aus Paris entsprach. Ein Beispiel ist die Wiedereröffnung der Tübinger Universität 
als erster Universität im Nachkriegsdeutschland. Der örtliche Universitätsoffizier René 
Cheval blieb bis an sein Lebensende überzeugt, sie allein ins Werk gesetzt zu haben, 
und proklamierte das auf wissenschaftlichen Kolloquien auch vehement und erfolg-
reich: Dass davon nicht nur schon in dieser Direktive die Rede war, sondern es erneut 
auch de Gaulle persönlich in Freiburg Anfang Oktober 1945 angeordnet hatte, wusste er 
nicht oder hatte es vergessen. Seit nunmehr gut 15 Jahren lässt sich das Bild von einer 
reinen französischen Ausbeutungs- und Revanchepolitik nur dann noch halten, wenn 
man einen großen Teil nicht nur der Texte und Konzepte, sondern vor allem der prakti-
schen Umsetzung dieser Politik aus der Interpretation ausblendet. Methodisch zulässig 
ist das nicht. 

—————— 
 
3  Zu Kontext, weiteren Belegen und direkter Wirkung vgl. Hudemann, Rainer, De Gaulle und der 

Wiederaufbau in der französischen Besatzungszone nach 1945, in: Loth, Wilfried; Picht, Robert 
(Hg.), De Gaulle, Deutschland und Europa, Opladen 1991, S. 153-167. 

4  Hüser, Dietmar, Frankreichs „doppelte Deutschlandpolitik“. Dynamik aus der Defensive – Planen, 
Entscheiden, Umsetzen in gesellschaftlichen und wirtschaftlichen, innen- und außenpolitischen Kri-
senzeiten 1944-1950, Berlin 1996; vgl. auch Maelstaf, Geneviève, Que faire de l´Allemagne? Les 
responsables français, le statut international de l'Allemagne et le problème de l'unité allemande 
(1945-1955), Paris 1999. 
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Das heißt natürlich nicht, dass zentrale Direktiven in der unübersichtlichen und von 
vielfältigen Einflussfaktoren geprägten Situation in Deutschland immer direkt umge-
setzt wurden. Es bedeutet auch nicht, dass starke Persönlichkeiten vor Ort, wie der mis-
sionarische Leiter der Erziehungsabteilung der Militärregierung, Raymond Schmittlein, 
die praktische Politik nicht wesentlich mit hätten gestalten und manche Pariser Vorstel-
lungen umprägen können. Aber es heißt, dass sehr vieles von dem, was sich rückbli-
ckend als konstruktive Maßnahmen erweist oder auch ungewollt konstruktive Folgen 
hatte, auf höchster Ebene gestützt wurde, und das bis Januar 1946 unter direkter Ver-
antwortung und Einwirkung von de Gaulle als Regierungschef und Vorsitzendem des 
zuständigen interministeriellen Ausschusses. 

Wie schwierig die Definition einer neuen Politik war, welche inneren Widersprüche 
und Unsicherheiten sie kennzeichneten, wie weitgehend sich aber trotzdem bereits Neu-
ansätze abzeichneten, zeigt schon die erste, am 20. Juli 1945 unter Vorsitz von de 
Gaulle persönlich verabschiedete Direktive, die in der vorliegenden Quelle auszugswei-
se wiedergegeben wird.5 

Die politische Gesamtlage war noch unklar. Große Teile ihrer Zone waren den 
Franzosen soeben erst von Amerikanern und Briten übergeben worden, und sie waren in 
ihrem inkohärenten Zuschnitt administrativ kaum in den Griff zu bekommen. Die Pots-
damer Konferenz war – ohne Frankreichs Beteiligung – gerade erst angelaufen, der Al-
liierte Kontrollrat hatte sich noch nicht konstituiert, der neue Oberbefehlshaber General 
Pierre Koenig war noch nicht im Baden-Badener Hauptquartier eingetroffen. Unklarheit 
kennzeichnete denn auch viele der Formulierungen, aus denen sich unterschiedliche 
praktische Maßnahmen ableiten ließen und in der Folge auch abgeleitet wurden. 

Sicherheit stand im Vordergrund der Argumentation. Doch eine Neuauflage der ge-
scheiterten Sicherheitspolitik vom Typus Versailles schied aus. Schon jetzt, und das 
sollte sich langfristig für die Entwicklung der deutsch-französischen Beziehungen im 
europäischen Rahmen als entscheidend erweisen, wurde Sicherheit unmittelbar nach 
Kriegsende amtlich neu und differenziert definiert. „Wir müssen auf die Zerstörung 
sowohl des preußischen wie des Hitlerschen Werkes zielen“ – das war der politische 
Ursprung für weit gefächerte, bald als „Demokratisierung“ proklamierte Programme, 
mit denen man die vermuteten gesellschaftlichen Grundlagen für Diktatur und Milita-
rismus in der deutschen Gesellschaft beseitigen wollte. „Entpreußung“ trat zur „Entna-
zifizierung“. 

Kulturpolitik war damit kein Palliativ, sondern wurde ein integraler Teil der De-
mokratisierungs- und damit der französischen Sicherheitspolitik. Hohe Finanzmittel 
flossen dafür in den nächsten Jahren. Die im August 1945 in der Pfalz einsetzenden, bis 
April 1946 die ganze Zone erfassenden Sozialversicherungsreformen, in denen vor al-
lem die Wiederherstellung der Selbstverwaltung und der Ausgleich zwischen den Le-
bensbedingungen von Arbeitern und Angestellten im Mittelpunkt stand, gehörten in den 
gleichen Kontext.6 Die Besatzungsmacht realisierte hier manches, was 1949 zunächst 

—————— 
 
5  Vgl. Quelle Nr. 7.3, Direktiven der Provisorischen Regierung der Republik Frankreich für das Han-

deln in Deutschland, 20. Juli 1945. 
6  Zum Zusammenhang solcher ökonomisch zentraler Teilbereiche mit den administrativen Strukturen 

und Zwängen und mit der Gesamtpolitik gegenüber Deutschland und den anderen Alliierten vgl. 
Hudemann, Rainer, Sozialpolitik im deutschen Südwesten zwischen Tradition und Neuordnung 
1945-1953. Sozialversicherung und Kriegsopferversorgung im Rahmen französischer Besatzungspo-
litik, Mainz 1988. 
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wieder rückgängig gemacht wurde, zwischen 1956 (Rentnerkrankenversicherung) und 
1970 (Lohnfortzahlung im Krankheitsfall) dann zu Säulen des bundesdeutschen Sozial-
systems wurde und mit dem Finanzausgleich in der Krankenversicherung seit 1994 bis 
heute neue Tagesaktualität gewann. 

Wie war Sicherheit zu organisieren? Altbekannte Vorstellungen von einem eigen-
ständigen Rheinland tauchten wieder auf, schon sie wurden aber nicht mehr klar formu-
liert: „Contrôle“ konnte vieles abdecken, „occupation“ militärisch oder in einem weite-
ren Sinn gemeint sein, auch „Abtrennung“ wurde nicht genauer definiert. Im April 
1946, als interne französische Planungen für eine deutsche Bundesverfassung schon 
liefen, beschloss man, Rheinland-Pfalz zu gründen, kurzfristig als Kompromiss zwi-
schen diffusen Abtrennungsideen mancherlei Art und deutscher bundesstaatlicher 
Struktur, langfristig faktisch als eine unter vielen konstruktiven Beiträgen zum deut-
schen Wiederaufbau. 

Bald erwiesen sich die unklaren Rheinland-Formulierungen international als Spiel-
material in Verhandlungen mit den anderen Alliierten. Denn zentral war eine andere 
Forderung, und das bereits in diesem frühen Text: die internationale Garantie der Kon-
trolle des deutschen Rüstungspotentials an der Ruhr („Westfalen“) und des Zugriffs auf 
seine Ressourcen. Daraus entwickelte sich bald ein Kern der französischen Forderun-
gen, mit dem man 1949 in der Durchsetzung des Ruhrstatuts auch Erfolg hatte. 1952 
wurde es mit der Montan-Union in neue, europäische Formen überführt, wie Jean Mon-
net sie in der Exilregierung in Algier bereits 1943 skizziert hatte: Das Spannungsver-
hältnis von Kooperation und Kontrolle, wie es die französische Deutschland- und Euro-
papolitik weit über die 50er Jahre hinaus kennzeichnen sollte, war seit Kriegsende ange-
legt. 

Der zweite Kernpunkt, der den gesamten Text durchzog, war eine Dezentralisierung 
Deutschlands. Wie sie bewerkstelligt werden und wie weit sie gehen sollte, wurde wie-
derum unklar und mit verschiedensten Ideen formuliert. Aber das Leitmotiv ist deutlich. 
Mit der allgemeinen Deutschlandpolitik waren solche Felder eng vernetzt. Schon diese 
erste Direktive zeigt, dass und weshalb Paris weder politisch noch materiell ein Interes-
se daran hatte, sich von den anderen Alliierten abzukoppeln. Die viel zitierte französi-
sche „Obstruktionspolitik“ im Alliierten Kontrollrat wurde dann tatsächlich ein diffe-
renziertes Gebilde, in dem es im Kern um die Erhaltung der deutschen Wirtschaftsein-
heit bei Verhinderung einer neuen politischen Zentralgewalt in Deutschland unter deut-
scher Leitung und ohne alliierte Kontrolle ging: „Zentralverwaltungen“ ja, „deutsche 
Zentralverwaltungen“ nein – das wurde im Kontrollrat rasch die französische Devise. 
Hier wurde sie bereits als Ablehnung einer „zentralen deutschen Autorität in Deutsch-
land“ formuliert. In der Sozialversicherung und anderen ökonomisch besonders gewich-
tigen Bereichen hielt man sich in der eigenen Zone denn auch enger an die gemeinsa-
men Kontrollratsplanungen als die Briten und die Amerikaner, während man beispiels-
weise zonenübergreifende Gewerkschaften als politische Organisationen einstufte und 
ablehnte. 

In solchen Texten steckte noch viel von der alten Sprache der Zwischenkriegszeit, 
und teilweise waren es auch die gleichen Beamten, die sie formulierten. Die Sprache 
verleitete auch Teile der Forschung lange dazu, die gerade in ihr angelegten Nuancie-
rungen zu übersehen, welche direkt oder indirekt auf grundlegend neue Konzepte ver-
wiesen. Denn Begriffe wie „Annexion“ oder „État rhénan“ aus dem alten Sprach-
gebrauch fehlten, de Gaulle hatte beides klar abgelehnt; weder von „Staatenbund“ noch 
von „Autonomie“ (statt einem vagen „Autonomismus“) war mehr die Rede: gerade hier 



Themenportal  Europäische  Geschichte  www.europa.clio-online.de 

  Seite: 5 von 5 

hätte man derartige klarere Begriffe erwartet, wie sie in der öffentlichen, auch parla-
mentarischen Debatte 1945 selbstverständlich waren. Nicht einmal die Annexion der 
Saar forderte man, sondern wählte dafür unklare Formeln, die auf den dann 1947 erfolg-
ten Wirtschaftsanschluss hindeuteten; in einer speziellen Saar-Direktive im August 
1945 nahm man den Begriff „Assimilation“ zu Hilfe. Den Umbruch im französischen 
Denken charakterisierte diese erste Direktive auch in ihrer Sprache. 

Man erfasst die französische Politik erst recht nicht, wenn man nicht das Gesamtge-
flecht von Konzepten und praktizierter Politik zueinander in Beziehung setzt: neue We-
ge im Verhältnis zwischen Frankreich und Deutschland, in der innerfranzösischen 
Résistance wie der Exilregierung längst angedacht, wurden bereits 1945 Teil der Regie-
rungspolitik. Seit 1946 entfalteten sie allmählich eine Dynamik, welche – gerade auch 
in ihren Wechselwirkungen mit den mittelfristigen Konflikten und Gegensätzen der 
Besatzungsjahre – langfristig Grundlagen für eine dauerhafte, allerdings auch weiterhin 
oft von Konflikten geprägte Kooperation im europäischen Rahmen legte. Deutsch-
französische Kooperation war nicht mehr allein ein Konzept von Idealisten, die im 
Schrecken der Kriege neue Ideen entwickelt hatten. Man brauchte auch nicht die Ame-
rikaner, um sich zu kooperativen Konzepten zwingen zu lassen. 
Kooperation wurde nach dem Zweiten Weltkrieg sicherheitspolitisch und materiell zur 
Existenzfrage für Frankreich als Großmacht. Viele politische und ökonomische Ent-
scheidungsträger hatten das schon 1945 klar erkannt und handelten bereits danach, auch 
wenn sie der Öffentlichkeit oft ein anderes Bild gaben. Damit konnte die Annäherung 
zwischen den beiden Ländern als Werk charismatischer Staatsmänner in den späteren 
Jahren auf Konzepten, Realisierungen und administrativen sowie menschlichen Vernet-
zungsstrukturen aufbauen, die seit Kriegsende gewachsen waren. 
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